
aus dem Binnenmarkt der Union ausgeführt werden sollen, und da­
durch Wettbewerbsverzerrungen entstehen, dann entgegen, wenn diese 
Regelung in ihrer Anwendung eine erheblich größere Zahl von Staats­
angehörigen des anderen Vertragsstaats berührt als Staatsangehörige 
des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet diese Regelung gilt. Es ist 
Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob dies zutrifft. 

( 1 ) ABl. C 30 vom 29.1.2011. 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Bíróság 
(Ungarn), eingereicht am 11. Juli 2011 — Mostafa Abed 
El Karem El Kott u. a./Bevándorlási és Állampolgársági 
Hivatal, Hoher Kommissar der Vereinten Nationen für 

Flüchtlinge 

(Rechtssache C-364/11) 

(2011/C 347/10) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Mostafa Abed El Karem El Kott, Chad Amin A Radi, 
Kamel Ismail Hazem 

Beklagte: Bevándorlási és Állampolgársági Hivatal, Hoher Kom­
missar der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 

Vorlagefragen 

Für die Zwecke der Anwendung von Art. 12 Abs. 1 Buchst. a 
der Richtlinie 2004/83 ( 1 ): 

1. Bedeutet der Schutz dieser Richtlinie die Anerkennung als 
Flüchtling oder — je nach Wahl der Mitgliedstaaten — eine 
der beiden zum Anwendungsbereich der Richtlinie gehören­
den Schutzformen (Flüchtlingseigenschaft und subsidiärer 
Schutzstatus) oder gegebenenfalls keine dieser beiden auto­
matisch, sondern nur die Zugehörigkeit zum persönlichen 
Anwendungsbereich der Richtlinie? 

2. Bezieht sich der Wegfall des Schutzes oder des Beistands der 
Institution auf den Aufenthalt außerhalb des Tätigkeits­
gebiets der Institution, die Einstellung der Tätigkeit der In­
stitution oder den Wegfall der Möglichkeit der Institution, 

Beistand oder Schutz zu gewähren, oder gegebenenfalls auf 
ein unfreiwilliges, auf eine legitime oder objektive Ursache 
zurückgehendes Hindernis, weswegen die dazu berechtigte 
Person den Schutz oder den Beistand nicht in Anspruch 
nehmen kann? 

( 1 ) Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29. April 2004 über Mindest­
normen für die Anerkennung und den Status von Drittstaatsange­
hörigen oder Staatenlosen als Flüchtlinge oder als Personen, die 
anderweitig internationalen Schutz benötigen, und über den Inhalt 
des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 304, S. 12). 

Vorabentscheidungsersuchen des Fővárosi Bíróság 
(Republik Ungarn), eingereicht am 1. August 2011 — 

Gábor Csonka u. a./Ungarischer Staat 

(Rechtssache C-409/11) 

(2011/C 347/11) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Fővárosi Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Gábor Csonka, Tibor Isztli, Dávid Juhász, János Kiss, 
Csaba Szontágh 

Beklagter: Ungarischer Staat 

Vorlagefragen 

1. Hatte der ungarische Staat zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die Kläger die Schäden verursachten, die Richtlinie 
72/166/EWG ( 1 ) umgesetzt und dabei insbesondere die Ver­
pflichtungen aus Art. 3 der Richtlinie beachtet? Entfaltet 
diese Richtlinie damit unmittelbare Wirkung für die Kläger? 

2. Kann eine Privatperson, die in ihren Rechten verletzt wurde, 
weil dieser Staat die Richtlinie 72/166/EWG nicht umgesetzt 
hat, nach dem geltenden Gemeinschaftsrecht von ihm ver­
langen, dass er der Richtlinie nachkommt, und sich dazu 
gegenüber dem Mitgliedstaat, der seinen Pflichten nicht 
nachkommt, unmittelbar auf das Gemeinschaftsrecht beru­
fen, um die Garantien in Anspruch nehmen zu können, die 
er ihr hätte gewährleisten müssen?
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3. Hat eine Privatperson, die in ihren Rechten verletzt wurde, 
weil die Richtlinie 72/166/EWG nicht umgesetzt wurde, 
nach dem geltenden Gemeinschaftsrecht wegen dieses Ver­
stoßes Anspruch auf Schadensersatz? 

4. Ist der ungarische Staat im Fall der Bejahung der vorstehen­
den Frage verpflichtet, entweder die Kläger oder die Per­
sonen, die bei den von den Klägern verursachten Verkehrs­
unfällen geschädigt wurden, zu entschädigen? 

Die Richtlinie bestimmt konkret: „Die Mitgliedstaaten treffen 
die erforderlichen Maßnahmen, damit alle Pflichtversiche­
rungsverträge zur Deckung der Haftpflicht für die Nutzung 
von Fahrzeugen. auf der Basis einer einzigen Prämie [im 
Hinblick auf die verursachten Schäden] das gesamte Gebiet 
der Gemeinschaft abdecken …“. 

5. Besteht eine Schadensersatzpflicht des Staats, wenn der 
Schaden auf einen Gesetzgebungsfehler zurückgeht? 

6. Ist das Regierungsdekret Nr. 190/2004 vom 8. Juni 2004 
über die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung (190/2004. 
[VI.8] Korm. rendelet a gépjármű üzembentartójának köte­
lező felelősségbiztosításról), das bis zum 1. Januar 2010 in 
Kraft war, mit den Bestimmungen der Richtlinie 
72/166/EWG vereinbar oder hat Ungarn vielmehr seine 
Pflicht zur Umsetzung der sich aus dieser Richtlinie ergeben­
den Verpflichtungen verletzt? 

( 1 ) Richtlinie 72/166/EWG des Rates vom 24. April 1972 betreffend die 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezüglich der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und der Kontrolle der entspre­
chenden Versicherungspflicht (ABl. L 103, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Hamburg 
(Deutschland) eingereicht am 26. August 2011 — Lagura 
Vermögensverwaltung GmbH gegen Hauptzollamt 

Hamburg-Hafen 

(Rechtssache C-438/11) 

(2011/C 347/12) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Hamburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Lagura Vermögensverwaltung GmbH 

Beklagter: Hauptzollamt Hamburg-Hafen 

Vorlagefrage 

Ist unter den im Ausgangsverfahren gegebenen Umständen, dass 
die Behörde des Drittlandes nicht mehr überprüfen kann, ob die 

von ihr ausgestellte Bescheinigung auf einer richtigen Darstel­
lung der Fakten beruht, dem Abgabenschuldner die Berufung 
auf Vertrauensschutz nach Artikel 220 Absatz 2 Buchstabe b 
Unterabsatz 2 und 3 ZK ( 1 ) zu versagen, wenn die Umstände 
hinsichtlich der Nichtaufklärbarkeit der inhaltlichen Richtigkeit 
der Ursprungsbescheinigung in die Sphäre des Ausführers fallen, 
oder setzt der Übergang der Beweislast im Rahmen des Artikel 
220 Absatz 2 Buchstabe b Unterabsatz 3 erster Teil ZK von der 
Zollbehörde auf den Abgabenschuldner lediglich bzw. vielmehr 
voraus, dass die Nichtaufklärbarkeit ihre Ursache außerhalb der 
Sphäre der Behörde des Ausfuhrlandes bzw. in einer allein dem 
Ausführer zuzurechnenden Nachlässigkeit hat? 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. L 302, S. 1, 
in der durch Verordnung (EG) Nr. 2700/2000 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. November 2000 geänderten 
Fassung, ABl. L 311, S. 17. 

Rechtsmittel, eingelegt am 25. August 2011 von Ziegler 
SA gegen das Urteil des Gerichts (Achte Kammer) vom 
16. Juni 2011 in der Rechtssache T-199/08, Ziegler/ 

Kommission 

(Rechtssache C-439/11 P) 

(2011/C 347/13) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Ziegler SA (Prozessbevollmächtigte: Rechts­
anwälte J.-F. Bellis, M. Favart, A. Bailleux) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— dieses Rechtsmittel für zulässig und begründet zu erklären; 

— das Urteil des Gerichts vom 16. Juni 2011 in der Rechts­
sache T-199/08, Ziegler/Kommission, aufzuheben und den 
diesem zugrunde liegenden Rechtsstreit selbst zu entschei­
den; 

— den im ersten Rechtszug gestellten Anträgen stattzugeben 
und daher die Entscheidung K(2008) 926 endg. der Kom­
mission vom 11. März 2008 in einem Verfahren nach Art. 
81 EG und Art. 53 EWR-Abkommen (Sache COMP/38.543 
— Internationale Umzugsdienste) für nichtig zu erklären, 
hilfsweise, die ihr in dieser Entscheidung auferlegte Geldbuße 
für nichtig zu erklären, oder äußerst hilfsweise, die Geldbuße 
erheblich herabzusetzen;
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